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# NsctiklüngezumBrutboliken --
tag.

Gewisse Reden auf dem Münchener Katholi -
k e n t a g , Vor allem die beiden ersten Ansprachen des
Erzbischofs Faulhaber , haben in der Öffentlichkeit
ein Aufsehen erregt , das gerade der am meisten bedauern
wird, der von dem hohen Wert dieser Tagungen über¬
zeugt ist. Auch wir, die wir die Bedeutung der Kirche
und der Religion für den Wiederaufbau unseres Vol¬
kes außerordentlich hoch einschätzen , können diese redne¬
rischen Entgleisungen nur bedauern . Im Kampf um die
moralische Wiedergeburt unseres Volkes , im Kampf um
die Festigung der neuen Staatsidee gibt es keinen besse¬
ren und würdigeren Bundesgenossen als die Kirche.

Gerade der neue Staat mit seiner demokratischen
Grundlage und mit seinem sozialen Programm
marschiert mit der Kirche in vielen entscheidenden Fragen
den gleichen Weg . Wahre Sozialpolitik ist ohne Christen¬
tum und Kirche nicht denkbar, genau so, wie Christentum
und Kirche ihrerseits nicht ohne soziale Betätigung denk¬
bar sind. Rein praktisch aber hat es der neue Staat vom
ersten Tage seines Entstehens an verstanden , auch mit
der katholischen Kirche enge und freundliche Beziehungen
anzubahnen . Und wir können uns deshalb eine inner¬
liche Wiedergesundung unseres Volkes nur denken auf der
Basis eines Bündnisses uutc der großen Mächte
und Korporationen , die gemeinsam ausgesprochen sitt¬
liche Ziele verfolgen . Der neue Staat und die Kirche
sind solche Organisationen .

Es ist klar , daß man von diesem Standpunkt aus die
ersten, zweifellos für die neue Staatsidee schädlichen Re¬
den des Erzbischofs Faulhaber tief beklagen muß . Doch
möchtenwir ihre Wirkung auch nicht überschätzen . Zunächst
hat der Erzbischof selber in seiner Schlußansprache Worte
gefunden , die eigentlich eine Art Desavouierung seiner
selbst enthielten . Und ferner haben zwei maßgebende
Führer des Volksvereins für das katholische Deutschland,
Professor M a u s b a ch und Oberbürgermeister Ade¬
nauer , den neuen Staat in so warmherziger und gleich¬
zeitig so taktvoller Weise verteidigt , daß man damit wohl
zufrieden sein kann. Drittens aber — und das scheint
uns die Hauptsache zu sein — darf nicht außer acht ge¬
lassen werden , daß die Tagung ja in München statt¬
gefunden hat. Der genius loci ist die Erklärung für die
stellenweise peinlichen Beobachtungen , die der auf dem
Boden des neuen Staates stehende Teilnehmer zu machen
batte.

In jeder anderen , größeren Stadt des
Reiches wäre der Katholikentag anders , und zwar in
einem für den neuen Staat vorteilhafte¬
ren Sinne verlaufen . Dort in München aber
stellten natürlich die der Bayerischen Volkspartei angehö¬
renden Teile der altbayerischen Bevölkerung das Haupt -
kontingent der Besucher. Und es ist ohne weiteres begreif¬
lich, daß der Geist und die Anschauungen dieser Teile bei
allen Kundgebungen dominierten . Daraus Schlüsse auf die
Anschauungen der deutschen Katholiken inihrerGesamt -
h e i t zu ziehen, ist nicht nur voreilig , sondern geradezu
falsch. Man kann aus den Vorgängen höchstens wieder
entnehmen , daß München seine ganz besonderen Eigen¬
arten hat, Eigenarten , die für eine ruhige und zielbewußte
Entwicklung unserer inneren Politik , für eine Beseitigung
der Gegensätze und für die Verbreitung der Idee einer
friedlichen Solidarität aller deutschen Volksgenossen we¬
nig förderlich 31t sein scheinen .

Daß der Münchner Geist über der Tagung lvaltete
(und nach Lage der Dinge walten mußte ) , erklärt auch
die jetzt von dem Radolfzeller Zentrumsblatt , der „Freien
Stimme "

, festgenagelte Tatsache, daß man auf dem Ka¬
tholikentag in München kein einziges Wort für
den , gerade jetzt im heftigsten Sturm kämpfenden katho¬
lischen und aus Süddeutschland stammenden Reichskanzler
Dr . Wirth gefunden hat ; nicht einmal eine kurze
Depesche sei an ihn abgesandt worden . Auch von Erz¬
berger, der doch ein anerkannter Führer der deutschen
Katholiken gewesen sei, habe man auf dem Münchener
Katholikentag nicht mehr gesprochen .

Wir können, obwohl wir keiner einzelnen Partei , son¬
dern , dem Staat als solchem und seinen allgemeinen In¬
teressen dienen , die Gefühle wohl verstehen, die den Ver¬
fasser dieses Artikels beseelten. Wenn heute jemand Zu¬
stimmung und freudige Unterstützung von seiten seiner
Freunde gebraucht, so ist es wahrlich Dr . Wirth , der zur¬
test den schwersten Kampf für die Existenz seines Landes zu

kämpfen hat, den schwersten Kampf , der je einem führenden
Staatsmannauferlegt war . Sicherlich wird der nächste Ka¬
tholikentag , der ja nicht wieder in München abgehalten wer¬
den wird, auch in diesem Punkte das gutmachen, was dort
versäumt worden ist .

* Düringer .
Der Landesansschuß der Deutsch nationa¬

len Volkspartei Badens hat einstimmig beschlos¬
sen , Herrn Düringer aufzufordern , sein Amt als Landes¬
vorsitzender der Deutschnationalen Volkspartei und sein
Reichstagsmandat niederzulegen , da er das Vertrauen
seiner Partei nicht mehr besitze .

Das war so ziemlich die schroffste Form , in der
eine von allen guten Geistern verlassene Partei einen
ihrer besten Männer hinauswerfen konnte. Die Vorge¬
schichte des Konflikts ist bekannt. Düringer hat als ein
Konservativer alten Schlages die verhängnisvolle von
dem deutschvölkischen Flügel beeinflußte Politik seiner
Partei erst lebhaft kritisiert, dann nicht mehr mitmachen
wollen und ist schließlich , als er für seine Ansichten bei der
Parteileitung nur geringes Verständnis fand, aus der
Reichstagsfraktion ausgetreten .

Innerlich hat er dabei wohl gedacht , daß seine b a d i -
schen Parteigenossen und Freunde vernünftiger denken
würden , als die Parteileitung in Berlin . Und so hat ec
darauf verzichtet, freiwillig sein Amt als Landesvorsitzen¬
der niederzulegen , sondern das Votum des Landesaus¬
schusses abgewartet , zweifellos in der Annahme , daß die¬
ser sich in irgend einer Form hinter ihn stellen werde .
Allerdings wäre eine solche Stellungnahme gleichbedeutend
gewesen mit einem inneren Partestonflikt . Ein solcher
Parteikonflikt mutz aber offenbar nach Düringers Mei¬
nung sowieso kommen. Und es ist nur die Frage , wie
sich die einzelnen Landesorganisationen dabei verhalten
werden.

Nun , die badischen Teutschnationalen sind schon vorher
der Möglichkeit eines solchen Konflikts ausgewichen, in « 1
dem sie Düringer Preisgaben . Sie haben da¬
mit bekundet, daß sie von den Anschauungen dieses klugenund maßvollen , gerecht und sozial empfindenden Konser-,
vativen nichts wissen wollen , daß sie l i e b e r j e n e r e x «
trcmen Richtung folgen , die nachwievor in der
Vergrößerung der Gegensätze, in der parteipolitische»
Verhetzung des Volkes ihre Hauptaufgabe erblickt. Dev
Schlag , den der Landesansschuß der badischen Deutsch»««
tionalen gegen Düringer geführt hat, trifft faktisch zu¬
nächst ihn , moralischaberdiePartei . Er kommk
von höherer Warte aus betrachtet , einem Richtspruch
gleich, den die Partei , natürlich ohne es zu wollen , g e g e *
sich selb st gefällt hat !

Miederaukbauvertrag
Stinnes und de Lubersac .

Der Vertrag ist, laut „Frkf . Ztg .
", am 14. August d. I . ausder Heimburg bei Niederheimbach a . Rh. vereinbart und am30. August in Paris durch den Marquis de Lubersac und a»4 . September in Berlin durch Herrn Stinnes unterzeichnetworden . Der Bertragstrzt erwähnt in seiner Einleitung , daßHerr de Lubersac die besonders kritische Lage auseinander¬

gesetzt, in der sich noch heute die obdachlosen französischen Ge-
schädigten in den zerstörten Gebieten befänden, und den be¬
schwichtigeirden Einfluß aus die deutsch-französischen Beziehun-
gen hervorgehoben habe , der aus einer wirksamen Mitarbeit
Deutschlands an dem Wiederaufbau der zerstörten Gebietes
stch ergeben würde . Herr Hugo Stinnes , so heißt es weiter¬habe die Gesichtspunkte des Herrn de Lubersac zu den seinigeq ,gemacht und, um diesen Wunsch nach einer Förderung d«ch '
Wiederaufbaus zu dokumentieren, mit Herrn de Lubersac de»
Vertrag abgeschlossen .

Der Vertrag gründet sich , wie sein 10. Artikel bestimmt, aufdie Abkommen von Wiesbaden und Berlin iGilletabkommen).Alle Einzelverträge , die nach dem Ausbauäbkommen geschloffenwerden , sollten den Bedingungen der beiden genannten Ver¬
träge entsprechend ausgeführt werden. Und di« Dauer de» gan-

Die Lpitzenorganisationen zur Abwebr der Teuerung .
Neuregelung des Reparationsproblems . — Bekämpfung des Wuchers . — Wiedereinführung der Zwangswirtschaft? —

Getreidewirtschaft. — Die Gefahr der fremden Währung .
Einem P >riv .-Tel . der „Neuen- Bad . Landesztg .

" zufolge,
fand vorgestern eine neue Aussprache zwischen dem Reichs¬
kanzler und den Spitzenorgamsationen der Gewerkschaften
über die von der Regierung zur Abwehr der Teuerung ge¬
troffenen Maßnahmen statt . Anwesend waren Vertreter des
Allgemeinen Deutsch« Gewerkschaftslbuüdes, des Deutschen
GewerkschaftSbundes. der Afa und des Gewerkschaftsringes .
Der Reichskanzler gab zunächst ein« Darstellung de» politischen
Lage und sprach die Hoffnung aus , daß die Verhandlungen
mit den belgischen Delegierten esn günstiges Ergebnis brin¬
gen würden . Er würde jedoch keineswegs seine Hand dazu
geben, daß auö dem- mageren Goldschatz der Rrichsbank nam¬
hafte -Beträge hergegeben würden . Das wichtigste sei nach
wie vor die Neuregelung des Reparationsproblems und ec
hcche nicht unbegründete Hoffnung , daß Amerika in dieser
Frage -jetzt aktiver als bic-^ r eingreifen werde.

Dr . Wirth erklärte sich besonders beifriedigt -darüber , daß
die großen Gewerkschaften die Bedeutung der außenpolitischen
Fragen im Interesse des Landes zu würdigen verständen und
<ru|f ihre Mitglieder dahin einwirken» daß auch in den- Kreisen
der Arbeiterschaft volles Verständnis für di« auS dem Ver¬
sailler Vertrag sich ergebenden Notwendigleiten erweckt weroe.

Die Abordnung wünschte , daß die Regierung in der Be¬
kämpfung des Wuchers und der allgemeinen Notlage schneller
und intensiver arbeiten möge als bisher . E« wurde auf die
in den letzten Tagen deutlich hervorgetretene Absicht der
Kommunisten hingewiesen, die geeeignet sei, die Verwirrungin einem dem Elende preisgcgebenen Volke zu vergrößern .
Die Erhöhung des Preises für Umlagegetreide fei für die
arbeitende Bevülk « rung untragbar .

Dr . Wirth erwidert» daß sich das Kabinett morgen mit der
Slüsführung der Wtucherverordmmgen beschäftigen werde.
Ein . GeweAschaftsverlieter bezeichnete cs als wünschenswert , -
daß die Regierung den freien Börsenverkehr nicht nur bezüg¬
lich des Devisenhaiidels, sondern auch bezüglich des Produk¬
tenhandels einschränke . Die Überfremdung der deutschen In¬
dustrie mit ausländischem Kapital bedeute eine große Gefahr ,der man nach Möglichkeit enigegenwivken müsse. Fernerwurden Maßnahmen gegen Auswüchse im Vecsteigerungs »
ivesen verlangt und ein Beispiel angeführt , daß Forstbesitz
durch die Versteigerung um 2760 Prozent in die Höhe getrie -
den wurde . Dr . Wirth erwiderte, daß auch die staatliche Forst¬
wirtschaft sich der Geldenüverkung aupassen müffe, zumül die
Etats der Länder stark auf der Forstwirtschaft basierten . Die
Arbeiterschaft -könne schon jetzt durch ihre Vertretung in den
Parlamenten ein« Kontrolle der Politik ausüben . Wenn sich ,im Handel jetzt schlimme Auswüchse zeigten, so sei das der
Soge »« der freien Wirtschaft, nach der alle- gerufen habe.

Die Erörterungen - Wer die vom Allgemeinen Gowevschafts-
bund gewünschte Wiedereinführung der ZwangswirtschaftWaren sehr eingehend. Für sehr viel« Gebiet« wurde di«

Zwaugswirffchaft verlangt und im Gegensatz zu der Ansichtdes Reichskanzlers , der früher geäußert hatte, «daß die ge¬sunkene Moral des Volkes eine Wiedereinführung der
Zwangswirtschaft nicht ratsam erscheinen lass«, erklärt, dichdies sehr wohl durchführbar sei . Der Kanzler erwiderte, daßdie Frage einer Wiedereinführung der Zwangswirtschaft aufallen Gebieten nicht allgemein erörtert werden könne . Man
-müsse von Fall zu Fall . >oie etwa bei Zucker, Kartoffeln und
-Getreide, die Möglichleste» dafür oder -dagegen genau ab.
wägen -.

Fn der Getreidewirtschost beständen- z. >B. große Schwierigefeiten . Ein Mittel , das gesamte produzierte Getreide zu ev»
fafsen-, gäbe es überhaupt nicht . Aus diesem Grunde sei e«
« tieft schwer, bei den jetzigen Preisen fiir Umlagegetreide zubleiben , da sonst die ,notwendigen Mengen vielleicht nicht ab¬
geliefert würden . Der Reichsernährungsminrster habe Ver¬
handlungen mit allen in Frage kommenden Kreisen ausge¬
nommen . Die Regierung wolle an ausländischem Getreide
hereinbrmgen , w-as sich mit den Finanzen nur irgendwievereinbaren lasse . Das sei -um so notwendiger, als sich dies,
-mot nur eine Mittelernte ergäbe. Für die Herbisttransport«
sei alles Menschenmögliche vorbereitet . Die Regierung sei
bemüht , den Beamten uud Arbeitern durch Vorschüsse ibei dey
Versorgung für den Winter nach -Kräften zu helfen.

Die Industrie und die Organisationen dürften nun nichtettva durch Aufkäufe preis -steigernd auf die Marktlage ein»
wiriken. Ferner wurde gewünscht , däß die Regierung

' an
Mittel denken möge, den Verfall der Währung zu verhindern .
Dr . Wirth erwiderte , 'daß die Voraussetzung für eine Wäh .
rungSjnitzung in erster Linie eine Ausländsanleihe sei ; die»
wieder mache eine vernünftige Lösung des Reparation »
-Problems zur Vorbedingung . Leider könne Deutschlands be¬
züglich der! Anleihe- den Geldgebern keine Bedingungen
machen, sondern müßte die Forderungen der anderen Par¬tei auf sich nehmen . Eine Grundbedingung für die Gewäh¬
rung der Anleihe sei die Sanierung des Budgets und ratio¬
neller Betrieb bei Eisenbahn und Post. Es sei aber nichtrationell , wenn die Eisenbahn, um ihre Lokomotiven unter !
Dampf zu halten , wie im letzten Monat , gezwungen sei, fich10 Millionen Mark englische Kohle zu kaufen. Sodann wuvdtz
empfohlen , durch geeignete Presseinformattonen eine geschlos¬
senere Haltung in außenpolitischen: Fragen zu erzielen.

Eine große Gefahr fei esl daß jetzt auch der Kleinhandrß
anfange , nur noch gegen fremde Währung zu verkauf« »,
Wenn das nicht geändert werden könne, müssen die Gewertz»
schäften, auch -für die Arbeiter Goldlöhne verlangen . Hierauf
antwortete Dr . Wirth daß Deutschland nicht so viel Paperv ,
getd drucken könne, als in- diesem Falle notwendig wäre .

Im Laufe der Woche soll «ine neu« Zusammenkunft statin ^
ftniden, zu der «euch der ReichSwi rtschafts» und der Reichs«
arbertsrninister hiuzugezogen weiden sollen.



arn WiederauPRnwertrntzes foll der Ser beiden Sibfonmieir von
MieObaden unb. Berlin (Gilletaibkommen) entsprechen . Die
Heiden Kontrahenten haben sich (Artikel 12 ) verpflichtet, die
Vereinbarungen über ihre gegenseitigen Erklärungen ihren
Regierungen mitznteilen . Der Vertrag gilt nach Artikel 13
»orbchaltlich der Genebinigung des Perwaltnngsrates der
Gonlederation de8 Gooperatives .

Ter Inhalt deS Vertrages ergibt sich auS den ersten Arti «
lein , die folgenden Wortlaut haben:

1 . Herr Hugo Stinnes schlägt vor und Herr de Lubersae
akzeptier« als Permittlungsstelle für die Ausführung der
Sachlieferungen die „Alhiengefellsthaft für Hoch- und Tief¬
bau" in Essen gemäß den Abkommen von Wiesbaden und
Berlin . Herr Hugo Stinnes hat die »Hoch und Tief " für
die Verhandlungen mit der Gonlederation des Cooperatives
vorgcfchlagen , da diese Gesellschaft besonder? in dem Auf-
dauwesen erfahren ist und unmittelbare Beziehungen zu der
deutschen Industrie - hat, die für den Aufbau in Frage

-kommt.
2. Die »Hoch und Tief " , ist berechtigt, für die allgemeinen

Unkosten und den Nutzen einen Aufschlag zu berechnen , der
in keinem Fall 6 Prozent desjenigen Preises ül.iersteigen
darf , den sic in Deutschland für die gelieferten Waren be¬
zahlt hat . Der Betrag dieses Aufschlages wird in die Sunnne

.mit einbegriffen , die Deutschland für die tatsächlichen Sach-
lieferungen gutgeschrieben wird .

3. In dieser Summe , die Deutschland gutgeschrieben wird,
. sollen ebenfall-,« die etwaigen Korten einbegriffen sein , die
-. . ans den Leistungen entstammen , die zwecks Finanzierung
, dieser Verträge durch die »Hoch und Tief " mit einem Bnn -

. kenkonjortium unter Führung der Dresdner Bank verein¬
bart werden. Herr de .Herbemont, Präsident der flnion des
Goop6ratives de Montmcdy , hat bei Beginn dieser Verhaiid-

- jungen sich mit der Dresdner Bank in Verbindung gesetzt.
. Nach Artikel 5 sollen die Materialien durch die „ Hoch ' sind

Tiefbau -A .- G .
" geprüft werden, die Confederation soll in

der Prüfungskommission vertreten sein mit dem Reckt , die
Materialien anzunchmen oder abzulehnen . Die in Deutsch-

‘ land geprüften und angenommenen Materialien dürfen in
- ' Frankreich nicht zurückgewiesen werden. Wichtig ist Artikel 6,

der die Verteilung der Lieferungen in Deutschland betrifft .
Er bestimmt:

Die »Hock und Tief " wird unter ihrer Berannvorinng
die Bestellungen gemäß den bestehenden Vorschriften der
brutsche» Regierung verteilen . Di« „Hoch und Tief " ver¬
pflichtet sich, Bestell» nge » an solche deutschen Firuten zu
geben, die die Confederation präsentieren wird unter de »»
Vorbehalt der Prüfung und Abnahme in Punkto Beschitf-
fetcheit und Preis . In Anbetracht des autzerordetitlichen
Iknisanges der Lieferungen 'behält sich die „Hoch uitd Tief "
das Recht vor , sich unter ihrer Verantwortung mit anderen
bevltschen Fi einen Kusainmenzutun, die im Wiederaufbau -
Wesen besonders erfahren find.

Artikel 7 betrifft die Möglichkeit der etwaigen Freigabe
van Reparationskohle zur Herstellung von Wiederaufban -
materiaL . -Hier heißt es :

Herr Stinnes erklärt , daß es zur verstärkten Lieferung
von BanmateriaKen wie Zement, Ziegelsteinen!. Kalk, Dach¬
ziegeln nsdv . nötig sei , daß ein bestimmter Prozentsatz der
monatlich von Deutschland an Franlkrkeich zu liefernden
Kolhlemnengen! fveigegebe, , werde, ein Prozentsatz , der dem
für di« Fabrikation dieser Mlaterialien nnbedingt nötigen
Verbrauche entspricht. Die Bertest»ing dieser Kohlen auf
hie verschiedenen Betriebe wird Sache der Firma Hugo
Stinnes in Berbindnilg urit dem Rhcinisch-Westfälschcn

Uvhlenshndikat sein. Herr Hugo iStiiines verpflichtet sich,
geineinsaur mit diesem Syndikat darüber zu wachen, daß die
freigegebene Kohle mnenige ausschließlich für die Verstär¬
kung der Erzeugung der Sochliefevungen Verwendung finde.
lEine KvtNiiftMmt ' toird gemeinschaftlich die Kohleniver -
bvruchszfsfern für die Erzeugung der Micrterialre» festsetzen .
Herr de Lubersar erklärt , daß Voraussetzung fiir die wirk-
sanre Durchführung der Sachlieferungen ist, daß der Preis
der deutschen Materialien für di« zerstörten Gebiete auf
keinen Fall den der entsprechenden vom französischen Markt
gelieferten Materialien übersteigen darf, da die .Kriegs¬
entschädigung der fratizölischeu Geschädigten demgemäß fest¬
gesetzt worden sei.

Eingehend wird die Preisgestaltung in den Artikeln 8
«niS 0 behandelt . Sie bestimmen folgendes :

8. Wenn die Verträge zu feste » Preisen geschlossen wor¬
den sind, sind beide Parteien zur Abwicklung verpflichtet.
Wenn Verträge zu gleitenden Preisen abgeschlossen sind,
hat die Gonfederation das Recht, di« Mnnahme der Mate -
rialien M vevweigerir, wenn der Preis zur Zeit der Ab-
lieserung franko Bestiminnng Bahnhof der zerstörten Ge¬
biete höher ist als der Preis der entsprechenden Materialien
des französischen Maisstes. Der dentsche Lieferant hot aber
das Rech» , in den Preis einzutreteit . Wenn die Verträge
zu feste« Preisen abgeschlossen werdoir, legt die Gonlederation
Wert davans , daß sie auf französische Piapierfranken lauten .

9. ES herrscht Einverständnis, daß dieses Avkounnen nur
unter der Voraussetzung gilt , daß die deutschen Wareuliese -

zprugen unter dem Titel „Siachlieserungen" nach dem sran -
züsssche » Mindestzoll verzollt werden . Die Gonlederation
verpstichtet sich, >i» Falle einer Erhöhung des Zollsatzes für
die vor dieser Erhölmwg eingegangenen Verträge den Preis -
»mterschied zu ihren Laste!« zu nehmen«.
Zutn Schleiß wird noch in Artikel 11 bestimmt, daß ftrsolge

von Schwierigkeiten lbei der Ausführung des Vertrages oder
im Falle höherer Gewalt die Vertragskontrahenten sich alsbald
über die zu ergreifenden Maßnahmen zu verständigen haben.

Die Lebensrnittelversorgung .
Man schreibt uns au » Berlin : Wir erlösen dieser Tage, daß

}
nr die Preisbildmig ans deur Lebensmirielmarki infolge u »-
erer Abhängigikcit von der Auslandszufuhr die einheimischen

G.rnieanssichtrn längst nicht die Rolle spielen, wie der Stand
des Dollars und die Bewertung der Mark . Wir sind heute so
weit , daß wir uns einen Lebensmillelimport größeren Um¬
fange» im Augenblick nicht mehr leisten können . Bon einer
Ernährunhskrisis kann aber darum hoch nicht die Rede sein .
Die Reichsgetreidcstelle ist nach eigenen Angaben bis zum 31.
Oktober mit den für die Belieferung der Brotkarten nötigen
Vorräten eingedeckt » ud tätigt bereits wieder neue Borrais -
käuse . Es zeigt sich auch , daß von der ungewöhnlich gute»
Reggenernte des Vorjahres noch Varräte vorhandelt find, so-
statz der späte Beginn der neuen Roggenernte ertragen werden
kann . Es wird sich aber nicht umgehen lassen , unsere Brot -
Versorgung wieder mehr auf den Roggen aktzustellen , um da¬
durch ei«en Teil der teuren Weizeneinfuhr zu ersparen . Das
wäre eine Rotmahnahm « , aber eine Notmaßnahine , zu der
fMi sogar das reich« Dänemark im Kriege entschließen mußte ,
tzn gewisser Beziehung wird auch die Kartoffelernte Ersatz
schaffen müsse» . Ganz ohne ausländisch« Zufuhr wird o» na -
öürlich nicht gehen . Ein Teil der notwendigsten Einkäufe an
Brotgetreide >t«d Fleisch ist aber schon inst Hilfe eines bol-
tändisch-argentinisöhen Kvnfe -rtiums '

gesichert , zum Teil sind

fie bereits getätigt . Um Getreiöezufuhren aus Polen zu er¬
möglichen , sind eben Wirtschaftsverhandlungen in Warschauim Gange . Bedenklich bleibt jedoch der Ausfall an Fleisch und
tierische « Produkten , vor allem der Rückgang der Milcherze»-
>ung.

Voraussagen über die künftige Preisgestalt »»» auf Sein
Lehensmittelmarkt find bei der gegenwärtigen Balutakata -
firopbe müßig Allerdings darf man nicht vergeffen, daß hei
einigermaßen befriedigender Gesamternt « das jetzt einsetzende
erhöbte Angebot auf dem inländischen Markte , das durch die
Geldbedürftigkest der Landwirtschaft für die nächsten
Monate wohl noch gesteigert werden dürfte , einen gewissen
Druck ausüben wird ; wenn nur nickt wieder eine Hamster-
pshchose sich des großen Publikums bemächtigt, für die leider
schon Anzeichen ' vorlicgen, und die dann der Spekulation Tor
und .Tür öffnet. Der Landwirtschaft selbst würden solcher¬art kiutstlich überhöhte Preise letzten Endes nicht einmal zu¬
gute kommen.

Darum ist es zu begrüßen , daß die maßgebenden Stellen
ernst niachen wollen mit der Einschränkung des freilich höchst
Vorsichtig zu beurteilenden Luxuskonsums . Das ist eine For¬
derung , die das ganze Volk in dieser Notzeit einheitlich stellt»der jeder verantwortungsbewußte Volkswirt zustiinmen mutz .
Hoffentlich bleibt dieses Vorgehen gegen den LuxuS nicht nur
beschränkt auf Stillegung einiger Likörfabriken und Einsckrän-
kung der Zuckerzuweisungen an diese . Es muß grundsätzlich
und endgültig jede Derflüffige Luxus - und Schundeinsnhr
unterbunden werden. ■. ;

Es bleibt dann noch die gerade jetzt zu in Herbst , brennendste
Aufgabe der Verkehrsregelung , her Zufuhr der Lebensmittel
zu den Verbrauchsgebieten zu lösen . Wir wissen , daß daran
die Lebensmittelversorgung im letzten Herbst und Winter
krankte und darunter auch die diesjährige Ernte gelitten hat .
Es ist zu hoffen, daß nach Len im Reichsverkehrsniinisteriuin
und ReichKertiährnngöministerium geführten Verhandlungenmit allen beteiligten Kreisen die Verkehrsnot diesmal die Nah-
rungsmittelzufuhr nicht zu sehr erschweren wird.

Alle» in allem, eine Ernäbrungskrisis oder gar Hungersnot ,wie viele Schwarzseher prophezeien, sind allem menschlichen
Ermessen nach nicht zu besorgen.

politische Neuigkeiten .
Line neue Ikede des Gouverneurs Lox.

London, 2 . Sept . Bei einem Bankett der amerikanischen
Gesellschaft zu Ehren des früheren demokratischen Präsident¬
schaftskandidaten Cox richtete dieser einen neuen Appell an
sein Land , Europa zu Hilfe zu kommen . Die beste Begrün¬
dung fiir seine Mahnung ist die katastrophale wirtschaftliche
Lage Österreichs und Deutschlands, die Eox seine » Zuhörern
anschaulich schilderte . Für Deutschland besonders interessant
ist die offene, nachdrückliche Art , in der Eox für die Unter¬
stützung der gegenwärtigen deutschen Regierung eintrat . Er
erklärte , daß keine zwei Männer gewissenhafter seien bei der
Erfüllung ihrer Aufgabe als Ebrrt und Wirth . Cox ist über¬
zeugt, daß diese beiden Männer den Fortbestand der demo¬
kratischen Institutionen wünschten und daß sie von der Rück¬
kehr der Monarchisten ebenso wenig etwas wiffen wollten wie
Amerika oder England . Es fei darum ein wesentliches Er¬
fordernis für die ruhige Fortentwicklung in der Welt , daß die
Vereinigten Staaten , zu Frankreich und England herzliche Be-
ziehuitgen unterhielten und die Notwendigkeit, die aufrichtig
demokratische Regierung Deutschlands zn stützen , anerkennten .
In diesem Zusammenhang erwähnenswert ist noch, daß Cox
für den endlichen Abschluß eines amerikanisch-franzüsisch - eng -
lischen Garantiepakts eintrat , weil dadurch die Rheinlandbr -
setzung überflüssig werde und weil ohne diesen Pakt mit
Frankreich nicht über die Abrüstung zu Lande verhandelt wer¬
den könne .

Die Interessen der kranzös . Scdwer-
indnstrie.

Die „Reue Züricher Zeitung " schreibt : „Das Gelüst Frank¬
reichs nach dem Rheingebiet ist Jahrhunderte alt und doku¬
mentiert « fich elüenso unter de.» Ludwigs wie unter den Na-
poleonen, während die Begierde auf das rechtsrheinische Ruhr¬
geibiet erst neuerlich hinzutrat , geweckt durch die enorme Ent -
wöcklung der Schwertnöustrie in der Nordwestecke des euro¬
päischen Festlandes .

Poincare ist nicht bloß außerhalb der Zeit seiner Miuister -
täligkeit der politische Vertrauensmann und juristische Bera¬
ter der metallurgischen Großindustrie Frankreichs . Diese
seine Stellung ist absolut kein Geheimnis , ebensowenig, daß
die franzöfische Schwerindustrie drängt , sich des Gebiets der
Rnbrkohle zu bemächtigen, weil dieielbe wegen ihrer besonde¬
ren Eigenschaften zur Verhüttung sranzösisch - lotdringischer
Erze nicht entbehrt werden kann , während die Saarkohle we¬
nig dazu taugt . Eine Znsanlinenfassitng der räumlich nabe
beieinander liegenden sraiizösischeii , belgische !» und rhcinisch-
wcitfälischen Kohlen - und Eisenindustrie würde sich unter
französischer Oberleitung und Kontrolle zu einer gigautischeu
Wirtschaftsmacht Frankreichs gestalten lasse », verstärkt durch
die bereits erworbenen französischen Einflüsse in den gleichen
Industrien auf polnischem und tschechischem Boden . Dies«
Wirtichaftsmacht würde ileven dem schon vorhandenen militä¬
rischen Übergewicht die politische Macht Frankreichs außer¬
ordentlich sundaaie,itieren , seinen kranken Finanzen wohltun
und es zu einer europäischen Weltmacht niachen .

Dies und die Erorg « Englands um die eigene Schwerindu¬
strie sind »ach deutscher Meinnng die Gründe , welche England
vorläufig gegen die ftanzöstsche Penetration des Ruhrgebiets
mlftreteu lassen , aber nicht die Möglichkeit ausschließen, daß
England eines Tages sich die Sache anders ütöerlegt und es
verzieht , mit Frankreich „ Partnerfhip " aus Kosten Deutsch¬
lands zu machen , da es ei» ivehrkräftiges Deutschland infolge
des VersaWer Vertrage » nicht inehr gibt, das sich von den
Engländcril als britischer Landsoldat gegen di« Franzosen
verwenden ließe.

"

poincKres „Beweismittel ".
In seiner Bar - le-Due - Rede har P »inc «re wieder einmal

mit frecher Stirn behauptet , daß Deutschland seit dem Waf¬
fenstillstand an Widergutmadnliigszahlungen geleistet habe,
bedeute ein Nichts, wenn mau berücksichtige, daß Deutschland
bei Kriegsende nitr eine auswärtige Schuld vr-n ganz unbe-
de» tende»i llinmnge gehabt hicke . Was Deutschland nach dem
Waffenstillstand geleistet habe , sei nicht niehr als rund 4 Mil¬
liarden Goldmark. Die „Deursclie Allgemeine Zeitung " kommt
in ihrer Morgenausgabe vom 23 . A-ugnst d . I . auf diese be¬
wußt falschen Angaben Poincares zurück uitd weist auf Grnnd
einer zahlenmäftigen Ausstellung nach^ daß durch direkte nnd
indirevte Leistnngen die im Londoner Zadlnngspian mit 132
Milliarde » Goldmark festgesetzte drutflbe Mparati »» Ssch«Id
eigentlich schon getilgt ist. Herr Poincare habe aber anschei¬
nend nicht den Mrtt, die »virklichen Laistungen Deutschiav.ds

auö den> Jriedensvertrag dem frangofischen Volke vor Augafl
au führen . Wr geben aus der Lftifstellung der „ A . D . Z ."
folgend« Zusammenstellung der deutschen Leistungen wieder ;

Direkte Lriftungen :
I . Bar- u»d Sachleistung»».

in Goldmart
1. Reich» und Staatseigentum m den abgetretenen

Gebieten . 5 4000 (10000
2. Handelsflotte ohne Amerika -Schiffe . 4 400 000 000
3. Rücklabgüter . 1800 000000
4 Rollendes Eisenbabmnaierialund Ersatzteil«, ferner

Eisenbahmvagenpark in den Abtretungsgebieten . 1501 .000 (XX)
5. Saargruben . 1 000 000 000
6. Industrielle Maschinen für den Wiederaufbau . 871 000000
7. Kohlen , Koks und Nebenprodukte . 092 000 000
8. Tiere . . . . . . 299 000 000
9. Binnenschiffe , Hasenmaterial , 5 Eisenbahnschiffs -

brücken üb« den Rhein, lleberseekabel . . 2UvOOOüOO-
10. Bergverwallung, Farbstoffe , Schrotterlöse , land-

wirtschaftliche Maschinen und Aktien der ameri-
kanifchen Staatsbank . . 132000 000 '

Summe I : Golbinark iß 3 .13 u»OOÖO
II. vmleistuugeu.

U Bi« 31 . Mai 1921 : Devisen . . 150000000
Gold der Reichsbank . . 68 000000
Krebste . . . . . . . 270000000 48800t) 000

2. Bis 31 . August 1921 : Go»- n»-v ' 15.000000 ' "
Silberlombard . . „ , . . 58 000 000
Devisen . . . . 439000000
Außerdetn . . . . . 87000000 599 OUO <OO

3. 8 Raten zu 31 Millionen Mark . . 248000000
4. 3 Raten zu 50 Millionen Mali . . . . ' . . 150000000
5. 1 Rate zu .33 Millionen Mark . . . . . . 3 .3000000
6 . 26 Proz . . aus dem Recovery Act bis 31 . De - i

zember 1921 . . . . . . . , 30 L00000
dw. bis 1 . Juni 1922 . . . 41 300000

7 . Ansglnchsverfahren : bis nach dem 1 . Juni 1922 598 000 000
Summa II : Goldmark 2 1Ö3 470 000

m . Interne Besatzungskosten 14 Milliarden
Päpiermark .

IV . Allslandsschäden 815 Milliarden Papier-
inark .

V . Kownialschaden 260 Milliarden Papier
mark . .

VI . Verlust der deutschen Ansprüche an unsere Kriegs¬
verbündete .VII . Deutsches liquidiertes Eigentum im Ausland . .

1 030 300 000

7U00 (XX) 000
11 700000 000

Insgesamt : Goldmark 38 242 970000
Die indirekten Leistungen find, wenn iimii fi« auch zunächstin Geldsnmuien nid>t abschäyen kann, viel umfassender altz

die zahlenmäßig erfaßbaren Barzahlungen und Sachleistun¬
gen . Sie umfassen die Sachwerte und die Produktivkraft un¬
serer Kolonien, Elsaß -Lothringens , des Eanrgebiets , Schles- '
wigs, des polnischen Teils O-berschlefiens , Westpreußens , Po¬
sen» , Danzigs und des Memelgebiets , den Wert des zwangs¬
weise zerstörten deutschen Kriegsmaterials , der Kriegsflotte ,der Luftschiffe und Flugzeuge usw .» die Perluste durch den
Aufkauf deutscher Wertpapiere , deutschen Grundbesitzes usw .,die dauernden Verluste durch den systematischen Ausverkauf
Deutschland» durch Ausländer , dauernde Perluste durch die
Verminderung der deutschen Produktiv - und Konsnmttvkraft
infolge der gewaltig aiigezogene» Steuerschraube , laufende
Verluste iitfolge der Wegnahme der Handelsflotte , laufendeVerluste dilrch die Behinderung der freien Erwerbstätigkei
usw . durch die freinden Vesatznngsarmern und andere .

2nm Mord in «Dberknssel .
In den frühen Morgenstunden des 1 . September find, wie

schon kürz berichtet , in Oberkaffei bei Düsseldorf ein belgischerPosten und ein belgischer Sergeant ersctmsseu worden. DieTäter sind „och nicht festgestcllt . Bisher sind sieben Personenverhaftet morden .
Die belgische Regftrung hat dein General Rucquoy befoh¬len, in der ganzcn stadi Haussuchungen adhalten zu lasten.Der belgische Außenminister Iaspar bat d«» deutschen Ge¬

schäftsträger Dr . Landsltcrg im Namen der belgischen Re¬
gierung bei der deutschen Regierung energiscken Einsprnch ein¬
zulegen und Eutschuldiguirgen der deulschen Regierung bei
Belgien zn fordern . Weitere Maßnahinen werden Vorbehal¬
ten . Dein belgische» Overkoininissar int Rheinland und der
interalliierten Rheinlandkomiitission wurde Mitteilung von
dent Vorfall geinacht , und diese gebeten, die notwendigen Maß¬nahmen zum Schutze der belgischen Truppe » zu treften .

Obwobt noch durchaus nicht festsleht , wer die beiden erschos¬
sen hat , ob es dentsche oder belgische Zivilisten oder Soldaten
der Entente , die untereinander nicht immer in bestem Frie¬
den leben , waren , fühlt sich der betgische Kominandeur doch
veranlaßt , verschärfte Maßnnhmen zu ergreife » , die nur
gegen die deutschen Zivilisten gerichlet sind . Der Platzmajor
von Overkilffrl hat an den Bürgermeister von Obrrkaffel, dazu
abschriftlich an den Platzinajor des Rordabschiiitts und an die
Delegierten der Rheiiilandkomiuission, gesdiriebcn:

„Ein Verbrechen, d,ts auf Herausforderung der Pesnvuns »
armec scktießen läßt , hat in der Rächt vom 31 . Angnit zttin
1 . September gegen 3 llbr niorgeiis an einem Posten vor der
„ Rheinlnst " und einem Sergeanten , beide von der dritten
Koinpagnie, V . Genie, stattgefunden . Ich l-echre mich, des¬
halb Ihnen von heute an unter Borhehall einer andere » vcr»
vollstäiidizteii Maßregel vorzuschreiben:

1 . Von 3 Uhr abends bis 6 Uhr morgen» muß jedermann
allein gehen und den Bürgersteig verlassen, sobald er auf
50 Meter an einen Wachtposten herangekominen ist, und min-
desteits zwei Meter vom Bürgersteig entfernt dleibeit ;

2 . Jedermann ist zur Kenntnis zu dringen , daß Streifposten
entsandt werdetl, um fich von der Befolgung der vorgeschricbe-
nen Maßregeln zu überzeugen und um die Herkunft aller
Personen festzustellen, die in dem der Verwaltung Overkastel
unterstehenden Bezirk verkehren."

„Boss . Ztz ." erfährt noch : Der Tatort ist von belgischem
Militär abgesperrt . Selbst bie Düsselborser Polizeibeamte »
« erden nicht heranzelaffea , so daß fie von den Ermittlungs¬
arbeiten ausgeschloffen find. Dem Beigeordneten für Ober »
kaffrl, Odenkirchen , wurde von der belgischen Besatzungsbe-
börde eröffnet, falls er bis 0 Uhr abends nicht die Täter
nenne , werde er selbst verhaftet werden. Er begab fi '* um
6 Uhr zum belgischen Koiilmandanten und ist von diesem
Gang nicht mehr »nrnckgekehrt . Augenzeugen bcrichteit, daß
er sofort nach Krefeld abtransportiert worden ist. Der Ober »

^ bnrgermeister hat beim Regierungspräsidenten , dem Reichs-‘
kommiffar und dem Reichskanzler um Nn1erstütz>»«g in dieser
Angelegenheit nachgesncht .

„D . A .. Z." bemerkt dazu : Es muß abgewartet werden,
weiche Aufkläruitg der Vorfall finden wird . Es liegt sebstver -
ständlich in Detttschland eigensten, Interesse , daß diese Auf-
klärnng baldigst und so objektiv wie möglich erfolgt . Kritik
üben tnnn man aber an den befohlenen Maßregeln , die em-
fach kindisch und töricist find nnd elxnso wirken werden.
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